
Landtag von Baden-Württemberg
15. Wahlperiode

1
Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“. 

Drucksache 15 / 563

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ständigen Ausschusses

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 15/197

Gesetz zum Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
und zur Änderung medienrechtlicher Vorschriften

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 15/197 – zuzustimmen.

29. 09. 2011

Der Berichterstatter:				    Der Vorsitzende:

Helmut Rau	  					     Dr. Stefan Scheffold

B e r i c h t

Der Ständige Ausschuss behandelt den Gesetzentwurf der Landesregierung – Gesetz 
zum Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag und zur Änderung medien-
rechtlicher Vorschriften –, Drucksache 15/197, in seiner 5. Sitzung am 29. Sep-
tember 2011.

Der Vorsitzende gibt zu Beginn der Gesetzesberatung bekannt, den Ausschuss-
mitgliedern seien ein Schreiben des Staatsministeriums vom 12. September 2011 
mit Informationen und Berechnungen der Rundfunkanstalten (ARD, ZDF und 
Deutschlandradio) zur Neuordnung der Rundfunkfinanzierung sowie ein Schreiben 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz vom 27. September 2011 (vgl. Anlage) 
zugegangen. 

Ausgegeben: 10. 10. 2011
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A l l g e m e i n e  A u s s p r a c h e 

Die Ministerin im Staatsministerium legt dar, bereits während der Ersten Beratung 
des Gesetzentwurfs habe sich ein breiter Konsens abgezeichnet, und im Übrigen 
habe der Landtag bereits mehrfach Gelegenheit gehabt, sich mit dem Inhalt des 
Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrags zu befassen. 

Weiter führt sie aus, vor Kurzem hätten ARD und ZDF ihren Finanzbedarf ange-
meldet. Diese Anmeldungen seien in der Öffentlichkeit als überhöht wahrgenom-
men worden. Die Landesregierung gehe jedoch davon aus, dass der Anmeldung 
nicht in vollem Umfang gefolgt werde, sodass sich der Gebührenzahler relativ 
sicher sein könne, dass sich beim Übergang von der Rundfunkgebühr zum Rund-
funkbeitrag keine Erhöhung des zu entrichtenden Betrags ergebe. Es gebe also 
keinen Grund zur Besorgnis. 

Ferner seien Datenschutzargumente vorgetragen worden, und die Landesregierung 
habe geprüft, ob sie stichhaltig seien. Nach Auffassung der Landesregierung sei 
dies nicht bei allen vorgebrachten Argumenten der Fall; beispielsweise sehe die 
Landesregierung keine Gefahr, dass in großem Umfang Vermieter über ihre Mie-
ter befragt würden, weil zunächst die Meldedaten genutzt würden, die lediglich 
komplettiert werden müssten. Gleichwohl habe der Landtag die Möglichkeit, das 
erwähnte Schreiben des Landesbeauftragten für den Datenschutz vom 27. Septem-
ber 2011 zum Anlass zu nehmen, zum Thema Datenschutz Position zu beziehen 
und in Richtung Rundfunkanstalten ein Signal zu setzen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU legt dar, hinsichtlich des Fünfzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrags, über den im Landtag in der Tat bereits mehr-
fach intensiv beraten worden sei, bestehe Kontinuität zwischen der bisherigen 
Landesregierung und der derzeitigen. Ihm sei wichtig, dass die Landesregierung 
intensiv daran arbeite, dass der neue Rundfunkbeitrag hinsichtlich seiner Höhe 
nicht aus dem Ruder laufe. Versuchen der Sender, die KEF dazu zu bringen, einen 
überhöhten Finanzbedarf geltend zu machen, sollte entgegengewirkt werden. 

Die Datenschutzaspekte, die der Landesbeauftragte für den Datenschutz im er-
wähnten Schreiben thematisiert habe, bedürften aus seiner Sicht keiner gesonder-
ten Diskussion im Landtag, zumal im Wege der Umstellung von der Rundfunkge-
bühr zum Rundfunkbeitrag durchaus auch Daten erhoben werden müssten. 

Abschließend plädiert er unter Hinweis darauf, dass nunmehr sehr lange und inten-
siv diskutiert worden sei, für eine möglichst baldige Ratifizierung des Fünfzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrags. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, es bestehe Einigkeit darüber, dass 
der angestrebte Wechsel hin zu einem Rundfunkbeitrag nicht dazu genutzt werden 
dürfe, die finanziellen Belastungen für die Gebührenzahler zu erhöhen. Deshalb 
erfolge nach dem Systemwechsel auch eine Evaluierung der finanziellen Auswir-
kungen. Ferner müsse beobachtet werden, ob das Vorhaben, dass für Behinderte 
auch barrierefreie Angebote vorgehalten würden, in die Tat umgesetzt werde. 

Schließlich müsse auch auf einen möglichst guten Datenschutz geachtet werden; 
denn dort, wo Eingriffsbefugnisse bestünden, würden sie in der Regel auch ge-
nutzt. Deshalb beabsichtige seine Fraktion zusammen mit der Fraktion GRÜNE, 
im Zuge der Zweiten Beratung des vorliegenden Gesetzentwurfs im Plenum einen 
Entschließungsantrag mit dem Ziel einzubringen, den Rundfunkanstalten zu emp-
fehlen, hinsichtlich der Erhebung und Nutzung personenbezogener Daten mit be-
sonderer Sensibilität und unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
vorzugehen. Damit solle darauf hingewirkt werden, dass nur die Daten erhoben 
würden, die für die Bearbeitung durch die Rundfunkanstalten auch zwingend be-
nötigt werden. Auch hinsichtlich der Speicherung und Verwertung der Daten müsse 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet werden. Er lade alle Fraktionen des 
Landtags ein, sich einem entsprechenden Entschließungsantrag anzuschließen. 

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erklärt, über den Fünfzehnten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag sei in der Tat hinreichend diskutiert worden. Über den an-
gestrebten Systemwechsel hin zu einem Rundfunkbeitrag, der angemessen und 
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richtig sei, bestehe Konsens. Obwohl nicht zu erwarten sei, dass von Vermietern 
große Datenmengen von Mietern erhoben würden, sollte jedoch noch einmal ge-
prüft werden, ob es zwingend notwendig sei, Daten bei nicht öffentlichen dritten 
Stellen, im konkreten Fall also bei Vermietern, zu erheben, oder ob es angesichts 
dessen, dass es in Deutschland eine Meldepflicht gebe, ausreiche, sich auf die 
staatlichen Melderegister zu stützen. Wenn Letzteres zutreffe, sollte der Staatsver-
trag später entsprechend angepasst werden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP äußert, er habe nach wie vor den 
Eindruck, dass die Rundfunkanstalten zu viele Daten insbesondere von nicht 
öffentlichen Stellen erheben würden. Dies sei jedoch kein Grund, das gesamte 
Vertragswerk infrage zu stellen. Er empfehle jedoch, dem Vorschlag des Landes-
beauftragten für den Datenschutz zu folgen, über die Gremien der Sender darauf 
hinzuwirken, dass nicht alle Möglichkeiten, die der Staatsvertrag biete, auch aus-
geschöpft würden. Auch eine entsprechende Entschließung des Landtags wäre 
durchaus sinnvoll. 

E i n z e l a b s t i m m u n g 

Der Vorsitzende stellt die Zustimmung des Ausschusses dazu fest, über den Ge-
setzentwurf im Ganzen abzustimmen. 

		�  Der Ausschuss beschließt einstimmig, dem Plenum zu empfehlen, dem Ge-
setzentwurf der Landesregierung – Drucksache 15/197 – zuzustimmen. 

10. 10. 2011

Helmut Rau
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 Anlage

DER LANDESBEAUFTRAGTE FÜR DEN DATENSCHUTZ  

 
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz Baden-Württemberg 

Postfach 10 29 32 · 70025 Stuttgart 
 
An den Vorsitzenden 
des Ständigen Ausschusses  
des Landtags von Baden-Württemberg 
Herrn Dr. Stefan Scheffold MdL 
Haus des Landtags 
Konrad-Adenauer-Str. 3 
70173 Stuttgart 

Datum 
Durchwahl 

Aktenzeichen: 

27. September 2011 
0711 615541-10 
P 3300/51 
(Bitte bei Antwort angeben) 

 
 

 Sitzung des Ständigen Ausschusses am 29. September 2011  

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

an der bevorstehenden Sitzung des Ständigen Ausschusses kann ich wegen meiner 
Teilnahme an der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Län-
der, die vom 28.-29. September in München stattfindet, leider nicht persönlich teil-
nehmen; ich habe aber veranlasst, dass eine meiner Mitarbeiterinnen teilnehmen 
wird.  

Ich hätte insbesondere gerne die Gelegenheit wahrgenommen, zu TOP 1, dem Rati-
fizierungsgesetz zum 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag, erneut die Belange des 
Datenschutzes einzubringen, auf die der Landtag ebenfalls schon zu einem frühen 
Zeitpunkt hingewiesen hatte (vgl. Drucksache 14/7229, Ziffer IV). Das Staatsministe-
rium hatte daraufhin in seinem Bericht vom 24. Januar 2011 (Az. III – 3343.10) darge-
legt, dass es die datenschutzrechtlichen Fragestellungen nachdrücklich in das Ab-
stimmungsverfahren der Länder eingebracht habe und einige Änderungen erreicht 
worden seien (vgl. Drucksache 14/7529, S. 3).  

Diese Darstellung könnte zu der Schlussfolgerung verleiten, dass damit den daten-
schutzrechtlichen Bedenken Rechnung getragen wurde. Dem ist indessen nicht so, 
wie ich in einer Stellungnahme auch dem Staatsministerium im Frühsommer 2011 
erläutert habe: 
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Die Neuordnung der Finanzerhebung für den öffentlichen Rundfunk wird von mir 
grundsätzlich befürwortet. Auch das erklärte Ziel, die Beeinträchtigung der Privat-
sphäre der Beitragsschuldner zur verringern, findet meine uneingeschränkte Zustim-
mung.  
Aus datenschutzrechtlicher Sicht sind in der Schlussphase der Abstimmung aber nur 
marginale Verbesserungen am Entwurf vorgenommen worden. Die Umstellung auf 
eine wohnungsbezogene Abgabe wird zwar voraussichtlich zu einer geringeren Zahl 
zu speichernder Beitragszahler führen. Jedoch werden die Datenverarbeitungsbefug-
nisse der für den Einzug der Finanzmittel zuständigen öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten deutlich ausgeweitet und das Prinzip der Datenvermeidung und Daten-
sparsamkeit sowie der Normenklarheit und Transparenz nicht hinreichend beachtet.  

Eine Anzeigepflicht der Beitragspflichtigen und ein Auskunftsanspruch der Landes-
rundfunkanstalten gegenüber öffentlichen Stellen unter Wahrung des Direkterhe-
bungsprinzips sollten eigentlich genügen. Über die derzeit schon geltenden melde-
rechtlichen Auskunftsverfahren wäre eine hinreichende Plausibilitätsprüfung gewähr-
leistet. Die viel zu weit reichenden Erhebungsvorschriften, insbesondere in § 9 Abs. 1 
und § 11 Abs. 4 RÄStV, sollten zumindest außer Vollzug gesetzt werden (ggf. im We-
ge einer „freiwilligen“ Selbstbeschränkung der Rundfunkanstalten). 

Mein Hauptkritikpunkt betrifft weiterhin § 11 Absatz 4 RÄStV. Danach sollen die Lan-
desrundfunkanstalten ermächtigt werden, die für die Beitragserhebung notwendigen 
Daten auch ohne Kenntnis des Betroffenen zu erheben, wobei sich die Befugnis auf 
öffentliche und nicht-öffentliche Quellen erstreckt. Dies widerspricht dem datenschutz-
rechtlichen Grundsatz, dass Daten vorrangig beim Betroffenen selbst zu erheben 
sind. Von diesem Grundprinzip sollte nur aus zwingenden Gründen abgewichen  
werden. Insbesondere konnten die Landesrundfunkanstalten bisher nicht darlegen, 
welchen zusätzlichen Erkenntnisgewinn die Nutzung nicht-öffentlicher Datenquellen 
gegenüber einer ausschließlichen Nutzung öffentlicher Quellen erbringen soll.  

Es muss deshalb erneut in Erinnerung gerufen werden, dass jeder Beitragspflichtige 
selbst nach § 8 Abs. 1 RBStV einer Meldepflicht unterliegt, nach der er die erforder-
lichen und im Staatsvertrag genannten Daten an die Rundfunkanstalten zu übermit-
teln hat. Sollte für eine Wohnung kein Wohnungsinhaber namentlich bekannt sein, 
weil der Meldepflicht nicht nachgekommen wurde, besteht über die Meldebehörde 
oder über die Datenerhebung beim Grundbuchamt als einer öffentlichen Stelle die 
Möglichkeit, den Eigentümer einer Liegenschaft und über dessen Auskunftspflicht die 
Nutzer der jeweiligen Wohnung oder Betriebsstelle zu ermitteln (wobei die Befragung 
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des Grundstückseigentümers nur ultima ratio sein darf). Es ist daher kein Grund er-
sichtlich, warum darüber hinaus auch bei nicht-öffentlichen Stellen Daten erhoben 
werden sollen. Allein die vage Möglichkeit, auf diese Weise einem noch nicht bekann-
ten Beitragspflichtigen auf die Spur kommen zu können, ist keine hinreichende Legi-
timation für so weit gehende Verarbeitungsbefugnisse. Zudem werden die denkbaren 
nicht-öffentlichen Quellen nicht normenklar beschrieben. Hierzu könnten etwa Arbeit-
geber, Versicherungen, Versandhäuser, Inkassounternehmen und Auskunfteien ge-
hören; zumindest ist dies nach dem Gesetzeswortlaut nicht ausgeschlossen. Inwie-
weit der für die Dauer des Meldedatenabgleichs ausgesetzte Ankauf von Adressdaten 
privater Personen, d.h. der Zugriff auf den Adresshandel, tatsächlich dauerhaft unter-
bleibt, ist abzuwarten. Bedenklich ist die Informationsgewinnung bei nicht-öffentlichen 
Stellen auch, weil die Betroffenen im Zweifel nicht erfahren, welche Stellen Angaben 
über ihre persönlichen Verhältnisse an die Landesrundfunkanstalten und in deren 
Auftrag tätige Einrichtungen übermittelt haben. Die Wahrnehmung der eigenen Inte-
ressen wird dadurch übermäßig erschwert, zumal die Rundfunkanstalten den Betrof-
fenen in der Vergangenheit häufig die Darlegungslast für die Richtigkeit bzw. Unrich-
tigkeit der erhobenen Angaben aufgebürdet haben. Die Rundfunkanstalten sollten die 
Betroffenen deshalb davon in Kenntnis setzen, welche Daten sie von welchen (öffent-
lichen und nicht-öffentlichen) Stellen erhoben haben. Dies könnte ungeachtet der 
vorgesehenen staatsvertraglichen Regelung auch noch freiwillig geschehen. Zumin-
dest wäre es wünschenswert, wenn der Landtag anlässlich der Verabschiedung des 
Zustimmungsgesetzes entsprechende Erwartungen äußern würde.  

In Anbetracht der noch offenen datenschutzrechtlichen Diskussionspunkte findet am 
6. Oktober 2011 in Mainz übrigens ein Koordinierungsgespräch zwischen einigen 
Rundfunkanstalten, Rundfunkreferenten und Datenschutzbeauftragten statt, an dem 
ich teilnehmen werde. Dabei geht es darum, ungeachtet des weit vorangeschrittenen 
Ratifizierungsprozesses die noch bestehenden Kompromissmöglichkeiten einer da-
tenschutzfreundlichen Umsetzung des neuen Beitragsmodells auszuloten.  

Ich würde mich freuen, wenn sich auch der Ständige Ausschuss weiterhin in diesem 
Sinne einsetzen würde. Er könnte insbesondere an die Rundfunkanstalten appellie-
ren, den neuen rechtlichen Rahmen nicht auszureizen und die Auskunftspraxis ge-
genüber den Betroffenen offensiv zu gestalten.   
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Jörg Klingbeil 


